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Grenzgänger und Telearbeit
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Multilaterale Vereinbarung ab dem 1. Juli 2023 

 Die Schweiz hat eine multilaterale Vereinbarung unterzeichnet, welche 
die Telearbeit für in bestimmten EU- oder EFTA-Staaten wohnende 
Personen erleichtert. Die Vereinbarung ist ab dem 1. Juli 2023 
anwendbar (bis am 30. Juni 2023 war eine Sonderreglung in Kraft). 

 Die europäischen Koordinierungsvorschriften sehen grundsätzlich vor, 
dass Personen, die gewöhnlich in mehreren Staaten arbeiten und in 
Ihrem Wohnstaat einen wesentlichen Teil der Tätigkeit ausüben (25% 
oder mehr), dem Sozialversicherungsrecht des Wohnstaats unterste-
hen (Art. 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004). 

Grenzüberschreitende Telearbeit in der 
Beziehung zur EU/EFTA 
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Multilaterale Vereinbarung ab dem 1. Juli 2023 

 Da bei Telearbeit der Ort, an dem die Tätigkeit tatsächlich ausgeübt 
wird, d.h. am Ort, wo sich die Person physisch aufhält, als Be-
schäftigungsort gilt, ist diese Regel grundsätzlich auch auf Personen 
anwendbar, die regelmässig für einen Arbeitgeber in der Schweiz 
arbeiten und in einem EU- oder EFTA-Staat Telearbeit leisten. 

 Die neue, multilaterale Vereinbarung sieht eine davon abweichende 
Regelung vor für grenzüberschreitende Telearbeit im bestimmten 
Wohnstaaten. 

Grenzüberschreitende Telearbeit in der 
Beziehung zur EU/EFTA 
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Multilaterale Vereinbarung ab dem 1. Juli 2023

 Bei Personen, die in dem Staat arbeiten, in dem sich auch der Sitz des 
Arbeitgebers befindet, und die weniger als 50% grenzüberschreitende 
Telearbeit (maximal 49.9 % der Arbeitszeit) im Wohnstaat leisten, 
verbleibt gemäss dieser multilateralen Vereinbarung die Zuständigkeit 
für die Sozialversicherungen im Staat des Arbeitgebersitzes.

 Telearbeit setzt dabei grundsätzlich die Verwendung von 
Informatikmitteln voraus.

 Für die Berechnung der 50% ist die für die folgenden 12 Kalender-
monate angenommene Situation zu berücksichtigen. 

Grenzüberschreitende Telearbeit in der 
Beziehung zur EU/EFTA 
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Multilaterale Vereinbarung ab dem 1. Juli 2023

 Damit die Vereinbarung anwendbar ist, müssen sowohl der 
Arbeitgeberstaat als auch der Wohnstaat des Arbeitnehmers die 
Vereinbarung unterzeichnet haben. 

 Eine Liste dieser Staaten und der Text der Vereinbarung (auf Englisch) 
ist abrufbar unter: https://socialsecurity.belgium.be/en/internationally-
active/cross-border-telework-eu-eea-and-switzerland

 Die multilaterale Vereinbarung ist nur anwendbar auf Personen, für 
welche auch das Freizügigkeitsabkommen mit der EU bzw. das EFTA-
Übereinkommen gilt und ist nicht auf Grenzgänger begrenzt.

Grenzüberschreitende Telearbeit in der 
Beziehung zur EU/EFTA 
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Organthematik
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Organe juristischer Personen sind:

 Mitglieder der Verwaltung und von Stiftungen 

 Dritte, an denen die Geschäftsführung übertragen wurde (z.B. Direktor)

 Mitglieder des Vorstandes von Vereinen

 Mitglieder der Kontrollstellen

Die Organstellung hängt weder vom Handelsregistereintrag noch von der 
Unterschriftsberechtigung ab.

Organtätigkeit 
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 Als handelnde Organe gelten Personen, welche die Firma gegen 
aussen vertreten (formelle Organe) sowie Personen, welche Organen 
vorbehaltene Entscheide treffen oder die eigentliche Geschäftsführung 
besorgen und so die Willensbildung der Gesellschaft massgebend 
beeinflussen (faktische Organe).

 Ein Organ haftet so lange, als es den Geschäftsgang beeinflussen
kann, sei es durch Handlungen oder Unterlassungen. Der Zeitpunkt 
der Löschung des Eintrags im Handelsregister ist nicht entscheidend.

Organtätigkeit
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 Die Leitung eines Unternehmens mit Sitz in der Schweiz gilt im 
Verhältnis zu Nichtvertragsstaaten, unabhängig davon, ob sie in 
der Schweiz oder massgeblich vom Ausland aus erfolgt, als in der 
Schweiz ausgeübte Erwerbstätigkeit.

 Wer seinen Wohnsitz in einem Nichtvertragsstaat hat, aber z.B. als 
Mitglied des Verwaltungsrates, als Direktorin/Direktor oder in anderer 
leitender Funktion einer juristischen Person mit Sitz in der Schweiz 
tätig ist, gilt somit als hier erwerbstätig.

 Dies unbekümmert darum, ob die betreffende Person die ihr zu-
stehenden Befugnisse respektive Arbeitsleistung ausübt oder nicht.

Organtätigkeit im Verhältnis zu 
Nichtvertragsstaaten
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 Die Leitung eines Unternehmens mit Sitz in der Schweiz gilt bei 
Anwendung des Abkommens mit der EU, EFTA oder eines bilateralen 
Abkommens nur dann als eine in der Schweiz ausgeübte Erwerbs-
tätigkeit, wenn diese in der Schweiz auch (teilweise) effektiv physisch 
ausgeübt wird. 

 Schweizer Bürgerinnen und Bürger sowie Staatsangehörige der EU, 
die eine Unternehmung mit Sitz in der Schweiz leiten, sind bei 
Vorliegen eines grenzüberschreitenden Sachverhalts Schweiz-EU 
(z.B. gleichzeitige Erwerbstätigkeit in einem EU-Staat und in der 
Schweiz) somit nicht zwingend der AHV unterstellt.

Organtätigkeit im Verhältnis zur EU/EFTA 
und zu Vertragsstaaten
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Verwaltungsratshonorare, Tantiemen und feste Entschädigungen 

 Die Entgelte, die einer versicherten Person als Organ einer juristischen 
Person zukommen, gehören zum massgebenden Lohn (AHVV Art. 7 
Best. h).

 Verwaltungsratshonorare sind unabhängig davon, ob der Verwaltungs-
rat das persönlich erhaltene Honorar behalten kann oder nicht, von der 
auszahlenden Gesellschaft mit ihrer Ausgleichskasse abzurechnen. 

Beitragsrechtliche Behandlung
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Verwaltungsratshonorare, Tantiemen und feste Entschädigungen 

Wird die VR-Tätigkeit als Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer eines Dritten 
ausgeübt, so handelt es sich nicht um massgebenden Lohn, wenn 
folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

 Das Entgelt muss direkt an den Arbeitgeber des Verwaltungsrats 
ausgerichtet werden.

 Der Verwaltungsrat muss den Arbeitgeber im Verwaltungsrat vertreten. 

 Das Entgelt muss an einen Arbeitgeber in der Schweiz bezahlt werden.

Beitragsrechtliche Behandlung
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Dividenden
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 Nicht zum massgebenden Lohn gehören geldwerte Leistungen einer 
juristischen Person an ihre Arbeitnehmenden, die gleichzeitig an der 
Gesellschaft beteiligt sind, soweit die Beteiligungsrechte den Grund für 
die Auszahlung darstellen. Dies betrifft namentlich die Dividenden und 
den Wert allfälliger Bezugsrechte. 

 Wegen der Teilbesteuerung ausgeschütteter Gewinne gemäss Art. 20 
Abs. 1bis DBG sind unter bestimmten Voraussetzungen Dividenden und 
ähnliche Ausschüttungen aus dem Reingewinn einer juristischen 
Person an Arbeitnehmende mit gesellschaftlichen Beteiligungsrechten 
teilweise als massgebender Lohn zu betrachten. 

Dividenden
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Eine (teilweise) Aufrechnung von Dividenden als massgebender
Lohn erfolgt wenn:

 ein offensichtliches Missverhältnis zwischen Arbeitsleistung und 
Entgelt bzw. eingesetztem Vermögen und Dividende besteht.

 die Angemessenheit der Dividende bemisst sich in Relation zum 
effektiven wirtschaftlichen Wert der Beteiligungsrechte. 
Dividenden, die einem Eigenkapitalertrag von 10 Prozent oder 
mehr entsprechen, sind vermutungsweise überhöht.

Ordentliche Dividende
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Ordentliche Dividende

CHF 180‘000Branchenüblicher LohnCHF 1‘250‘000Unternehmenswert

CHF 120‘000Ausbezahlter LohnCHF    200‘000Dividende

CHF   60‘000Differenz 16 ProzentDividende in %

CHF   60‘000Aufrechnung 
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Keine Aufrechnung, wenn die Dividenden aus der Substanz 
ausgeschüttet werden und für die betreffenden Jahre jeweils eine 
angemessene und branchenübliche Entschädigung ausgerichtet 
wurde.

 BGE 9C_669/2011 vom 25.10.2012:
keine Aufrechnung von Dividenden

 BGE 9C_733/2015 vom 14.4.2016:
Bestätigung der Aufrechnung von Dividenden durch die 
Ausgleichskasse, da die Voraussetzungen einer Ausschüttung 
von Substanzdividenden nicht erfüllt waren

Substanzdividende
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Vollumfängliche Aufrechnung, wenn kein Nachweis erbracht 
werden kann, welcher Anteil der Dividende eine Abgeltung für 
das investierte Eigenkapital (Zins) und das damit eingegangene 
Risiko darstellt.

 Dividende wird als "Bonus" für die erbrachte Arbeitsleistung 
qualifiziert.

 Aufrechnung wurde in einem konkreten Fall vom Verwaltungs-
gericht bestätigt.

Asymmetrische Dividende
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Aus der Rechtsprechung
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BGer 16.2.2023 [9C_70/2022] 5 BGE 149 V 57 

 UberX-, UberBlack-, UberVan- und UberGreen-Fahrer üben eine unselbständige 
Erwerbstätigkeit für die Uber B.V. aus. 

 Als Betriebsstätte im sozialversicherungsrechtlichen Sinne gelten ständige 
Anlagen und Einrichtungen, in denen Arbeitskräfte tätig sind bzw. die 
Geschäftstätigkeit ganz oder teilweise ausgeübt wird. Im Unterschied zum 
Steuerrecht muss es sich nicht um einen qualitativ oder quantitativ wesentlichen 
Teil der Geschäftstätigkeit handeln, sondern es reicht eine Geschäftstätigkeit von 
nebensächlichem wirtschaftlichem Wert. 

 Die Uber B.V. ist gestützt auf AHVG 12 II beitragspflichtig, weil die von ihr 
vorgesehene Anlaufstelle für die Fahrer in den Räumlichkeiten der Uber 
Switzerland GmbH als Betriebsstätte zu qualifizieren ist. 

Betriebsstätte
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BGer 7.8.2023 [9C_64/2022] [9C_65/2022] [9C_66/2022] [9C_68/2022] 

 Bestätigung kantonaler Urteile, mit denen hinsichtlich einzelner Uber-Fahrer 
die Sache an die Ausgleichskasse zurückgewiesen wurde, damit diese den 
ausgerichteten Lohn neu ermittle. 

 Das Bundesgericht betont mit Hinweis auf BGE 149 V 57, dass die Uber B.V. 
als Arbeitgeberin verpflichtet ist, der Kasse zuverlässige Unterlagen zu-
kommen zu lassen, aus denen sich exakt ergibt, welche Löhne sie 
ausgerichtet hat. 

 Hinsichtlich der Unkosten kann die Kasse die Höhe schätzen, falls solche mit 
Sicherheit entstanden sind, aber aufgrund besonderer Verhältnisse ein 
genauer ziffernmässiger Nachweis nicht möglich ist. 

Beitragsrechtlicher Status
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BGer 2.8.2023 [9C_333/2023] 

 Allenfalls abgesehen von kurzfristigen Ausständen ist es 
grobfahrlässig, Löhne zu bezahlen, wenn die darauf geschuldeten 
Beiträge nicht gedeckt sind.

 Der Grund liegt in der besonderen Natur der AHV-Beiträge, 
hinsichtlich welcher der Arbeitgeber gemäss AHVG Art. 51 die 
Funktion eines Vollzugsorgans ausübt. Daraus resultiert eine 
besondere Pflicht, für die ordnungsgemässe Bezahlung der Beiträge 
zu sorgen.

 So reicht etwa als Exkulpationsgrund nicht, dass die Auszahlung von 
Löhnen für die Aufrechterhaltung eines Betriebs zentral sind.

Arbeitgeberhaftung
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BGer 2.8.2023 [9C_333/2023] 

 Selbst wenn ein Organ selber keine Verfügungsgewalt über die 
Konten hat, kann nicht angenommen werden, dass eine rechtzeitige 
Intervention nutzlos ist. Daraus folgt ein adäquater Kausalzusam-
menhang zwischen Pflichtverletzung und Schaden. 

Arbeitgeberhaftung
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BGer 21.6.2023 [9C_293/2023] 

 Die Aufrechnung der Pauschale von AHVV 11 II für ein Mittagessen 
als Naturaleinkommen rechtfertigt sich nur dann, wenn vom 
Arbeitgeber tatsächlich auch ein vollwertiges Mittagessen abgegeben 
wird. Ist dies nicht der Fall, ist gemäss AHVV 13 der Wert der anders 
gearteten Naturalleistung zu schätzen (E. 4). 

Naturaleinkommen
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BGer 18.9.2023 [9C_244/2023] 

 Übernahme der Mietzinsen für den Zweitwohnsitz der Gesell-
schafterin sind nicht geschäftlich begründet; diese bilden keine 
Unkosten i.S.v. AHVV Art. 9.

 Sodann ist anzunehmen, dass die GmbH ihre Gesellschafterin durch 
die Übernahme immer höherer Mietzinsauslagen bei gleichzeitiger 
Senkung des Lohnes für die geleistete Arbeit entschädigte. 

 Die übernommenen Mietzinsen sind daher als massgebender Lohn 
aufzurechnen.

Massgebender Lohn 
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AHV 21 - Was ändert auf 2024
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Was ändert auf 1. Januar 2024?
Reform AHV 21
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Was ändert auf 1. Januar 2024?
Reform AHV 21: Informationen

• Merkblatt

• Erklärvideo

• Online Rentenrechner ESCAL 

• BSV-Website AHV21 mit Individuellen Abfragen
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Neue Bestimmung ab 1. Januar 2024

 Arbeitnehmende informieren ihren Arbeitgeber spätestens bei 
Zahlung des ersten Lohns nach Erreichen des Referenzalters, wenn 
sie auf den Freibetrag verzichten wollen. 

 Akzeptiert die arbeitnehmende Person die Lohnzahlung mit einem 
Abzug des Freibetrags, kann sie nachträglich keine Beitragserhebung 
auf dem ganzen Lohn verlangen. 

 Die Wahl wird im nächsten Jahr automatisch weitergeführt, wenn dem 
Arbeitgeber bei der Zahlung des ersten Lohnes kein anders lautender 
Entscheid mitgeteilt wird.

Rentnerfreibetrag
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Neue Bestimmung ab 1. Januar 2024

 Einmaliger Antrag auf Neuberechnung der Rente zwischen 
Referenzalter und dem 70. Altersjahr.

 Zusätzliche Beitragszeiten können unter bestimmten 
Voraussetzungen zur Lückenschliessung genutzt werden und somit 
zu höheren Rentenskala führen.

 Berücksichtigung Einkommen ab dem Folgemonat Referenzalter, 
höchstens bis zur Vollendung 70. Altersjahr.

Weiterarbeit nach dem Referenzalter
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Neue Bestimmung ab 1. Januar 2024: Beispiel 1

Weiterarbeit nach dem Referenzalter
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Neue Bestimmung ab 1. Januar 2024: Beispiel 2

Weiterarbeit nach dem Referenzalter
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 Privatanteil Geschäftsfahrzeug gilt auch bei E-Fahrzeugen: 
Neuregelung analog der steuerlichen Behandlung. Die von den 
Arbeitgebenden getragenen Kosten der Ladestation und von deren 
Installation sind in die Privatanteilsberechnung einzubeziehen.

 Generalabonnemente oder regionale Verbundabonnemente sind gleich 
zu bewerten wie im Recht der direkten Bundessteuer. Erhält ein 
Arbeitnehmer ein Generalabonnement, ohne dass eine geschäftliche 
Notwendigkeit besteht, ist dieses zum Marktwert zu deklarieren. 

 Präzisierungen zu agogischen Mahlzeiten. 

Weitere Änderungen auf 1. Januar 2024
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Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU per 31. Januar 2020

 Die Übergangsfrist nach dem Brexit endete am 31. Dezember 2020 
(Anwendbarkeit der EU-Vo 883/2004).

 Neues Abkommen über die Rechte der Bürgerinnen und Bürger 
(CRA: Citizens’ Rights Agreement), anwendbar ab 1. Januar 2021 
für unveränderte Sachverhalte (Stichtag 31. Dezember 2020).

 Für Sachverhalte vom 1. Januar 2021 bis 31. Oktober 2021 ist das 
Sozialversicherungsabkommen aus dem Jahr 1968 anwendbar. 

 Neues bilaterales Sozialversicherungsabkommen mit UK, vorläufig 
anwendbar seit 1. November 2021, definitiv seit 1. Oktober 2023.

Sozialversicherungsabkommen 
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Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU per 31. Januar 2020

Sozialversicherungsabkommen 

BemerkungAbkommenPeriode

EU-Abkommen wurde übergangsweise 
weitergeführt

EU-Verordnung Nr. 883/200401.02.2020 – 31.12.2020

Für unveränderte Sachverhalte 
(Stichtag: 31.12.2020)

Citizens’ Rights Agreement (CRA)01.01.2021 –

Für neue Sachverhalte ab dem
01.01.2021

Altes Sozialversicherungsabkommen 
aus dem Jahr 1968

01.01.2021 – 31.10.2021

Für neue Sachverhalte ab dem 
01.11.2021

Neues Sozialversicherungsabkommen 01.11.2021 –
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Neues Sozialversicherungsabkommen mit Albanien

 Inhaltlich entspricht dieses Abkommen den anderen von der Schweiz 
abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommen. 

 Der sachliche Geltungsbereich umfasst die Rechtsvorschriften der 
beiden Staaten im Bereich der Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung. 

 Die Bestimmungen zum anwendbaren Recht sehen das Erwerbsorts-
prinzip mit der Möglichkeit der Entsendung vor.

 Die Bestimmungen über die anwendbaren Rechtsvorschriften finden 
auch Anwendung auf Angehörige von Drittstaaten. 

Sozialversicherungsabkommen 
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 Geregelt wird zudem die Ausrichtung von Pauschalabfindungen 
anstelle von AHV/IV-Teilrenten.

 Keine Rückerstattung der an die AHV einbezahlten Beiträge mehr 
möglich.

 Für Staatsangehörige von Albanien gilt betreffend den Anspruch auf 
Ergänzungsleistungen eine Karenzfrist von 5 Jahren. 

 Die Familienzulagen werden im Abkommen nicht geregelt. Für Kinder 
mit Wohnsitz in Albanien besteht somit auch nach Inkrafttreten des 
Abkommens kein Anspruch auf Familienleistungen .

 Inkrafttreten: 1. Oktober 2023

Sozialversicherungsabkommen 
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Fragen & Antworten
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Fragen & Antworten
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Vielen Dank!


